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zu t'l ff; IJ 

der Anfrage der Abgeordneten Mag.Guggenberger, 
Dr.MUller, DDr.Niederwieser, Strobl 

und Genossen, betreffend Kosten­
übernahme von Krankentransporten 

(Nr.2470/J) 

Da 1m Rahmen der Beantwortung der in Rede stehenden Anfrage 

eine Gliederung in der von den anfragenden Abgeordneten ge­

wählten Form nicht zweckmäßig erscheint, erlaube ich mir, beide 

an mich gerichteten und aus der beiliegenden Kopie der 

parlamentarischen Anfrage ersichtlichen Fragen i.n ei.nern zu 

bedntworten, und ha.lle dazu folgendes fest: 

Zun~chst habe jch in dieser Angelegenheit die Einholung von 

Stellungnahmen der Tiroler Gebietskrankenkasse und des Haupt­

verbandes der 6sterreichischen Sozialversicherungsträger ver­

fügt. Eine Kopie des dazu eingelangten Antwortschreibens der 

Tiroler Gebietskrankenkasse liegt zur Information bei. Aus der 

Äußerung der Kasse ist sowohl die im gegenständlichen Zusammen­

hang maßgebende Rechtslage als auch die daraus resultierende 

und deshalb auch nach meiner Auffassung rechtskonforme Praxis 

ersichtlich. 
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Der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungs­

träger, dem die Tiroler Gebietskrankenkasse ihre Stellungnahme 

zur Kenntnis gebracht hat, hat lediglich mitgeteilt, daß er 

siJ~h r]Pt" rpchLlichpn ArqlJrnenl.;il.inn df-'r Tirolpr C;pbif-·Lskr"dnkf·n-

Ich möchte nur noch ergänzend hinzufügen, daß es sich bei dem 

von der Tiroler Gebietskrankenkasse zitierten "Erlaß des 

Bundesministeriums" vom 11.5.1991, Zl.21.891/61-1/90, um die 

Beantwortung einer an meinen Amtsvorgänger, Dr.Walter Geppert, 

gerichteten Anfrage der Bundesräte Dr.Frauscher, Saliger und 

Kollegen zu demselben Thema handelt. Darin hat Bundesminister 

Dr.Geppert im wesentlichen folgendes ausgeführt: 

"Gemäß § 144 Abs.5 ASVG (§ 103 Abs.4 GSVG, § 89 Abs.5 BSVG, 

§ 83 Abs.3 B-KUVG) sind die notwendigen Kosten eines Kranken­

transporte~ in eine Krankenanstalt oder aus einer Krankenan­

stalt vom Versicherungträger unter Bedachtnahme auf § 135 Abs.4 

ASVG zu übernehmen, sofern der körperliche Zustand des Er­

krankten oder die Entfernung seines Wohnsitzes diese Be­

förderung erfordert, wobei der genaue Umfang der Ubernahme 

dieser Kosten in der Satzung festzulegen ist. Uberdies wird in 

den Satzungen bzw. in S 103 Abs.4 GSVG (S 83 Abs.3 B-KUVG) 

diese Verpflichtung zur Kostenübernahme auf die Beförderung in 

die nächstgelegene für die Behandlung des Erkrankten geeignete 

Krankenanstalt bzw. allS dieser Krankenanstalt präzisiert. 

Das Kriterium "Entfernung vom Wohnsitz" kann nur beim Transport 

in die "Erstanstalt", nicht aber bei Sekundärtransporten eine 

Rolle spielen. 

Durch die zitierttn Bestimmungen wird somit zum Ausdruck ge­

bracht, daß der Krankenversicherungsträger die Kosten eines 

Krankentransportes zwischen Krankenanstalten nur dann zu über-
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nehmen hat, wenn der Transport aus medizinischen Gründen not­

wendig ist. So bestimmt auch S 135 Abs.5 ASVG, daß die 

medizinische Notwendigkeit des Transportes ärztlich be­

scheinigt werden muß. Die Uberstellung eines Patienten aus 

einer Kr~nkenanstalt in eine andere Krankenanstalt wird insbe­

sondere dann medizinisch notwendig sein, wenn eine aus­

reichende medizinische Versorgung in der "abgebenden" Kranken­

anstalt nicht gewährleistet ist. 

Die Berücksichtigung von anderen als medizinischen Gründen im 

gegebenen Zusammenhang würde ein Abgehen vom Grundsatz be­

deuten, daß Sachleistungen aus der sozialen Krankenversiche­

rung ausschließlich bei medizinischer Notwendigkeit zu gewähren 

sind. 

In diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, daß die Kranken­

behandlung gemäß § 133 Abs.2 ASVG bzw. nach den Parallelbe­

stimmungen der übrigen Sozialversicherungsgesetze das Maß des 

Notwendigen nicht überschreiten darf." 

Im folgenden wird darauf hingewiesen, daß bei elner Änderung 

der einschlägigen Sozialversicherungsbestimmungen nicht jeden­

falls mit einer Kostensenkung im Bereich der Sozialversicherung 

zu rechnen wäre. Dies wird an einem Beispiel demonstriert, in 

dem die Ersparnis beim Pflegegebührenersatz erst nach 23 Tagen 

die Transportkosten überwiegt. 

Ich stimme der von meinem Amtsvorgänger vertretenen Auffassung 

vollinhaltlich bei und habe den von ihm seinerzeit gemachten 

Ausführungen nichts hinzuzufügen. 

Im Hinblick auf die zwischen der Tiroler Gebietskrankenkasse 

und der Tiroler Landeskrankenanstalten Ges.m.b.H. mittlerweile 

getroffene Vereinbarung ist im übrigen zu erwarten, daß eine 
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ungerechtfertigte finanzielle Belastung der von einer Kranken­

anstalt in eine andere zu überstellenden Patienten nicht mehr 

erfolgen wird. 

Der Bundes inister: 
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BEILAGEN 

Die unterfertigten Abgeordneten richten daher an den Bundesminister für Arbeit und Soziales 
folgende 

ANFRAGE 

1. Wie beurteilt ihr Ressort diesen Sachverhalt rechtlich? 

2. Wer ist bei sogenannten Überstellungstransponen zur Übernahme der Kosten 
verpflichtet - der Krankenversicherungsträger oder die Krankenanstalt? 

DVR0636744 
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,Auffassungsunterschiede hinsichtlich der Tragung der Transport­
ko~~en haben sich in folgenden zwei Fällen ergeben: 

10 Wurde ein Versicherter im Landeskrankenhao.s Innsbruck statio­
när l:?ehandelt'und von' dort zur weiteren stationären'Behandlung 
in ern Bezirkskrankenhau~ Uberstellt q so hat die ~aS$e die 
Tragung dieser,Uberstellungstransportkosten abgelehnto ,. 

20 Wurde ein 'Versicherter beispielsweise nach einem Unfall in das 
Landeskrankenhaus Innsbruck transportiert, dort ambulant',~ be- " 
handelt und am gleichen Tag weiter transportiert 2U einem sta­
tionären Aufenthalt in ein Bez1~k:skrankenhaus, so hat die ~as­
se die Kosten des Transportes vom Landeskrankenhaus !nnsbrucK 
in das Bezirkskrankenhaus nicht über~ommen. 

,G.emä~'§ 40 Abs~ 4 TirKAG sind "die 'Kö~ten der Beförderung 'des 
Pfleglings in die Krankenanstalt und aus der selbe~ in den Pfle­
gegebUhren nicht enthalteno Dieser Bestimmung entsprechend ist 
die Kasse bisher immer wie folgt vargegangen~ 

I 
Zu 1 g: , 
Das Landeskrankenhaus Innsbruck ist eine Zentralk~ankenanstalt 
(Universitätsklin1k)Q Eine,Verlegung vom Landeskrankenpaus in ein 
Bezirkskrankenhaus wird· daher ka.um medizinisch begrtin'det sein. 
weshalb aus diesem Grunde die Ubernahme der Transportkosten für 
die Transferierung grundsätzlich abgelehnt ~ird. Außer1em 1st im 
Krankenanstal tenvertrag mi t dem Landesltrankenhaus Innsbruclt im 
§ 12 Abso 4 festgelegt. daß die Kosten eine$ Überstellungstrans­
portes nur in Ausnahmefällen über begründeten Antrag des"zustän­
digen Anstaltsarztes und nach Bewilligung durch den Chefarzt der 
Kasse Ubernomll'aen wer.den können.. So ein Fall könnte dann eintre­
ten, wenn dux'eh die niedrigeren PflegegebUhren 1m Bezirkskran'" 
kenhaus gegeniiber den auflaufenden Transportkosten eine Kostener­
sparnis eintreten wUrde. Unseres Erachtens sind daher die Uber-
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st:e~~un9'Sl:ran$po:rt:kost:en durch da.s J."andll1JsKranKennaus J.nnSDrucY. zu 
t:ra.gen unQ d.Urten Kel.nesj:al.J.s Clem vers~cner'ten aurgsDurdst: wer­
den. es se1 denn. Qle UberstelJ.ung 1St aut den Wunscn des VerSl­
cnerte~ zurUCJtzUrWlrena .tEl cU.esem 1'·aJ..!.0 obl.1egt: al.e '.1'ransportko­
sten~ragung dem versl.cnert:eno 

Zu :t.~ 

D1e KaSse tr~gt J.n SO.Lonen .Ifäl..len (aa 'l'ransportKosten vom Un-
1:a.LJ.s- bzw .. Au:tnallmeort: tllS zum Lanaeslu:anKenhauS q filcl\t menr 
aDer d1e Wel. 'Ceren '.r:ranspor'CKost:en vorn LanaeSltranltennaus :tn aas 
lSezirkskrankennauso Dies deshalb" weil tur den ~aJ..L naß der pa­
tient stationär, aufgenommen 'werden mUß4 an sich das Landeskran- ' 
kenhaus zur s~ationären Aufnahme verpflieht:et wäreo ~s kann je­
denfal:lsnicht sein. da/.i die 1\assa fti!" den gleichen 'l'a:g' die 
'.1'ransportkosten in das ,l"andeskrankenhaus ~ dor~ das an~allsnde Am­
bulanzpauschale. die wei~eren ~ransportkost:en in das ßezirkskran­
kenhaus und dort für diesen Tag auch den ~flegegebühren$a~~ für 
den sta'tionärsn Auienthal t': zu 't,ragen ha 'i: ,0 Auch in diesem l"a.11 
9il~. daß bei der verlegung auf ~igenen wunsch des versicher~en 
diesem die Kos~en anzulasten sindQ 

Dieser ~tandpunk'C der Kasse wurde schon vor Jahren mit vertretern 
eies Landeskrankenhauses und des Amt:es der '.1.'iroler Landesregierung­
abgesprochen und es' gab auch keinerlei ~robleme'b ~rs'C in .der 
letzten ~ei 1: 'tauchten aui Grund der neuen ~"iihrung der '!'iroler 
Landeskrankenanstalten durch die T1LAK (Tiroler Landeskr.ankenan­
stalten GesmbH) ciiesbegüglich schwierigkeiten auto 

In diesem Zusammenhang verweisen wi:f;' auf den Erlaß des Bundes­
ministeriuMs vom 11'o5~i99i. zl. 21.8Yli61-1/90. Danach hat der 
}(rankenversicherun9str~9'er die Kosten eines Krankentranspor't'e's 
zwischen Krankenanstalten nur dann zu übernehmen. Wenn der Trans­
'Port aus medizinischen Gründen notwendig is'i:o § 1'35 Abs~ S ASVG 
bestimmt p da.ß die medizinische Notwendigkeit des Transportes ' 
ärzt:lich bescheinig~ werden mUßo Die vberstel1ung eines Patienten 
ause1ner Krankenanstalt in eine andere ist insbesondere dann me­
diZinisch notwendig. wenn in der abgebenden Krankenanstalt: keine 
ausreichende medizinische Versorqung gewährleistet ist. Die 8e­
rücksichtigung anderer~ nicht mediZinischer Grunde wUrde im ge­
gebenen Zusammenhang ein Abgehen von dem Grundsatz bedeut:en~ daß 
SaChleistungen aus der sozialen Krankenversicheg-ung ausschließ­
lich bei medizinischer NotwendigKeit zu gewähren sinda In diesem 
Zusammenhang ist· auch zu beaeh~en" daß die Krankenbehandlung gem. 
§ 133 Abso i ASVG bzwo nach den Paral1elbestimm~ngen der.übrigen 
sozialvers1cheruDgsgeset~e das Maß des Notwendigen nicht'über­
schreiten dari~ Dem Argument. dia Verlegung eines Patienten in 
seine Heimkrankenanstal't könne durch die Nähe seiner Angehtirigen 
positive Auswirkungen auf den Heilungsprozeß haben~ kann nieht 
beigepfl~chte~ werden. Erfahrungen 1n der praxis zeigen. daß 
aurch eine Transferierung in die Heimkrankenanstalt die Gesam~- ' 
pflegedauer eher verlanqert als verkÜrzt wird. 
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Dieser Standpunkt des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
entspricht der Vorgangsweise der Kasse. Aus diesem Grunde kommt 
es in der Praxis audh nicht vor q daS trotz des niedrigeren Pfle­
gegebUhrensatzes in den Bezirkskrankenhäusern Verlegungen vom 
Landeskrankenhaus in das Bezirkskrankenhaus zugestimmt wird. 

In der Zwischenzeit gab es allerdings. eine Besprechung mit Ver­
tretern der TILAK und es konnte eine gemeinsame Regelung gefunden 
werden. Diese sieht so aus. daß die TlLAI< aus administrativen 
Gründen wünscht. daß die Transportkosten durch die ·Tiroler Ge­
bletskrankenkasse'Ubernomrnen werden. allerdings gegen Kostener­
satz durch die TlLAK. Dieser Kostenersatz soll in Form einer 
jährlichen Pauschalsumme erfolgen. die sich an den tatsächlich 
auflaufenden Kosten zu orientieren hat, deren Hc:5he bis jetzt 
allerd1ngsnoch nicht endgUlt1g ausqebandelt 'Worden ist. Der 
Kasse werden durch diese Regelung jedenfalls keine - auch keine 
administrativen - Mehrkosten entstehen. 

Auf 'Grund dieser Einigung dürfte das von den Abgeordneten Mag. 
Guggenberger. Dr. Müller, DDr. Niederwieser. Strobl und Genossen 
aufgeworfene Problem der Transportkostenüberwälzung auf die Ver­
sicherten in Zukunft nicht mehr bestehen. 

De~Direk'tor: 

AA 
(Dkfm Heinz öhler) 
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